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Grossrätin hat Fragen zu «dynamischen Effekten»
Einnahmen für Kanton steigen, obwohl Unternehmen seit zwei Jahren weniger Gewinnsteuern entrichten müssen.

Eva Berger

Das Jahr 2022 schloss in der 
kantonalen Rechnung mit 
einem grösseren Überschuss als 
prognostiziert. Ein Grund dafür 
waren die Steuereinnahmen: 
Gegenüber dem Vorjahr stiegen 
diese um 85,2 Millionen Fran-
ken an, gerechnet hatte man mit 
189 Millionen weniger. Der 
Trend setzt sich fort, auch im 
 aktuellen Jahr nimmt der Kan-
ton, zumindest dem Vernehmen 
nach, mehr an Steuern ein als 
budgetiert. Für 2024 ist ein wei-
terer Anstieg um 5,8 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr vorge-
sehen. 

Dabei wurde per 2022 das 
Steuergesetz revidiert. Die Ge-
winnsteuern für Unternehmen 
werden seither stufenweise ge-
senkt. Gleichzeitig wurde der 
steuerliche Abzug für Versiche-
rungsprämien erhöht. Mitte 
Mai 2022 haben rund 57 Pro-
zent der Aargauerinnen und 
Aargauer an der Urne der Vor-

lage zugestimmt. Befürwortet 
wurde sie von FDP, SVP, Mitte, 
GLP und EDU. Dagegen waren 
SP, Grüne und EVP.

Die Gegner befürchteten 
wegen der tieferen Steuerein-
nahmen der Unternehmen eine 
Mehrbelastung für die Bevöl-
kerung – oder einen massiven 
Leistungsabbau. Die Befürwor-
ter entgegneten, die Minder-
einnahmen würden durch die 

sogenannten «dynamischen 
 Effekte», welche den Kanton 
für Unternehmensansiedlun-
gen attraktiver machen, kom-
pensiert.

Zwei Jahre danach: Wie 
funktioniert die Umsetzung?

SP-Grossrätin Carol Demar-
mels hatte sich im Nein-Komi-
tee engagiert. Eineinhalb Jahre 
nach der Abstimmung stellt sie, 

zusammen mit den SP-Gross-
räten Rolf Schmid und Arsène 
Perroud sowie dem Grünen Ro-
bert Obrist, Fragen zur bisheri-
gen Umsetzung der Steuerge-
setzrevision 2022 an den Re-
gierungsrat. Sie wollen eine 
erste Einschätzung zum Eintre-
ten der  dynamischen Effekte.

Der Regierungsrat gehe in 
seiner Botschaft von konkreten 
Prognosen aus, schreiben die 
Interpellanten. Unter anderem 
sollten von 2022 bis 2030 jedes 
Jahr rund 50 Unternehmen mit 
Gewinnen von jährlich über 
250 000 Franken aufgrund der 
Steuergesetzrevision zuziehen. 
Weiter könne man gemäss Re-
gierungsrat erwarten, dass die 
Revision jährlich fünf ansässi-
ge Grossunternehmen vom 
Wegzug abhalte. Ob das in den 
letzten zwei Jahren tatsächlich 
eingetreten sei, wollen Demar-
mels und Co. jetzt wissen.

«Wie schätzt der Regie-
rungsrat das Eintreffen der 
Prognosen zum jetzigen Zeit-

punkt ein?», fragen sie. Die 
Interpellanten wollen auch 
wissen, wie die Folgen der 
Steuergesetzrevision gemes-
sen werden: «Wie gedenkt der 
Regierungsrat ein Monitoring 
des Eintretens der prognosti-
zierten dynamischen Effekte 
durchzuführen?» Wie er dabei 
sicherstelle, dass nur Kausalef-
fekte gemessen werden, fragen 
sie abschliessend.

Der Grosse Rat berät an sei-
ner Sitzung von heute Dienstag 
den Aufgaben- und Finanzplan, 
mit Budget 2024, zu Ende. Den 
Aufgabenbereich Steuern hat 
er letzte Woche bereits abge-
arbeitet – hierzu gab es keine 
Anträge. Noch zu diskutieren 
ist heute unter anderem die An-
hebung des täglichen Verpfle-
gungs- und Taschengelds für 
Asylsuchende um einen Fran-
ken beziehungsweise um 50 
Rappen. Debatten werden auch 
zu den Löhnen des Staatsper-
sonals und der Lehrpersonen 
erwartet. 

Energiegesetz im Grossen Rat

Ausser dem Budget 2024 hat der 
Aargauer Grosse Rat heute unter 
anderem das neue Energiege-
setz in erster Lesung zu beraten. 
Herzstück sind die Bestimmun-
gen zum Heizungsersatz. Öl- und 
Gasheizungen bleiben erlaubt, 
nach einem Ersatz müssen aber 
10 Prozent des Energiever-
brauchs eines Hauses aus er-
neuerbaren Quellen kommen. 

Eine Pflicht für Eigenstrompro-
duktion ist nicht vorgesehen, da-
für müssen Elektroboiler innert  
15 Jahren ersetzt werden. In der 
Vernehmlassung wurde das Ge-
setz von links als «zahnlos» und 
«aus der Zeit gefallen» kritisiert. 
Der SVP ging es zu weit, zufrie-
den waren Mitte, EVP und FDP, 
die Partei von Energiedirektor 
Stephan Attiger. (eva)

Frau fälschte den 
Betreibungsauszug 

Strafbefehl Eine 23-Jährige aus 
dem Bezirk Aarau wollte eine 
Wohnung besichtigen. Danach 
reichte sie bei der Verwaltung 
ihre Bewerbung ein. Dafür 
musste die junge Frau online ein 
Anmeldeformular ausfüllen und 
aktuelle Betreibungsregister-
auszüge von sich und ihrem 
Ehemann hinzulegen. Die Frau 
wusste, dass sie über mehrere 
Betreibungen und einen Verlust-
schein verfügt. Davon befanden 
sich laut Strafbefehl der Staats-
anwaltschaft des Kantons Aar-
gau einer sogar im fünfstelligen 
Bereich. Dass das ihre Chancen 
für eine Zusage schmälert, war 
der Frau bekannt. Sie entschloss 
sich deshalb, einen Betreibungs-
registerauszug ohne diese Ein-
träge zu erstellen.

Erst bestellte die 23-jährige  
bei der Gemeinde ihren Betrei-
bungsregisterauszug und auch 
den ihres Mannes. Mit techni-
schen Hilfsmitteln passte sie 
den Auszug an, indem sie die 
Anzahl der Seiten von zwei auf 
null änderte und die ihres Man-
nes von eins auf null reduzierte. 
Den gefälschten Auszug legte 
sie als Beilage zum Anmeldefor-
mular hinzu. Anschliessend lud 
sie die Dokumente hoch.

Als einer Mitarbeiterin der 
Hausverwaltung ihre Bewer-
bung in die Hände fiel, merkte 
sie sofort, dass an dem Formu-
lar etwas nicht stimmen konnte. 
Sie forderte die 23-Jährige des-
halb schriftlich auf, ihnen den 
Betreibungsregisterauszug als 
Original zuzustellen. Die junge 
Frau schickte erneut die beiden 
gefälschten Auszüge ein.

Dadurch beging die junge 
Frau mehrfach Urkundenfäl-
schung. Die Staatsanwaltschaft 
verurteilt sie zu einer bedingten 
Geldstrafe von 8100 Franken 
und einer Busse von 2000 Fran-
ken. Hinzu kommen Gebühren 
in Höhe von 1120 Franken. Eine 
Zusage für die Wohnung erhielt 
die Frau nicht. (AT)

AKB belegt 
zwei Spitzenplätze

Umfrage Die Aargauische Kan-
tonalbank (AKB) belegt bei einer 
neuen Kundenumfrage in zwei 
Kategorien Spitzenplätze. In der 
Umfrage «Top Banken 2024» 
belegt die AKB in der Kategorie 
«Firmenkunden» den ersten 
Rang. Auf den zweiten Podest-
platz schafft sie es in der Katego-
rie «Private Kunden Nordwest-
schweiz», wie es in einer 
Medienmitteilung heisst. Die 
Umfrage haben die «Handels-
zeitung» und der Datenprovider 
«Statista» vor wenigen Monaten 
mit über 2800 Kundinnen und 
Kunden in der ganzen Schweiz 
vorgenommen. 

Für die AKB bedeute das  
Ergebnis eine grosse Anerken-
nung, betont Direktionspräsi-
dent Dieter Widmer. «Diese  
Resultate sind eine Bestätigung 
für das tägliche Engagement der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern.» Auch in anderen Katego-
rien wie «Digitalangebot», 
«Spar- und Vorsorgeangebot», 
«Kredit- und Hypothekarge-
schäft» oder «Kreditkarten mit 
Jahresgebühr» gehört die AKB 
zu den Topplatzierten. (az)

 

 

 

Der Kanton Aargau und  
Baden-Württemberg als Partner
Bei der Demokratiekonferenz in Reutlingen DE war auch das Verhältnis zwischen Schweiz und EU ein Thema.

Welche Rolle spielen die Medien 
heute und zukünftig in der Poli-
tikvermittlung? Was bedeutet 
das für die Zukunft der Demo-
kratie? Mit diesen und weiteren 
Fragen beschäftigten sich Refe-
renten und  Experten aus Politik, 
Wissenschaft, Verwaltung und 
Wirtschaft an der Demokratie-
konferenz, die vom Staatsminis-
terium Baden-Württemberg  mit 
der Staatskanzlei des Kantons 
Aargau veranstaltet wurde. 

Der Anlass stand laut den 
Organisatoren ganz im Zeichen 
der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit und der Politik 
von morgen in Deutschland und 
der Schweiz. Mit Reden von Bar-
bara Bosch, Staatsrätin für Zivil-
gesellschaft und Bürgerbeteili-
gung, und Regierungsrat Dieter 
Egli, Vorsteher Departement 
Volkswirtschaft und Inneres, 
wurde die Demokratiekonfe-
renz in der Stadthalle Reutlin-
gen DE eröffnet.

Beide unterstrichen die Be-
deutung der Konferenz für die 
nachbarschaftlichen Beziehun-
gen zwischen dem Aargau und 
Baden-Württemberg sowie die 
Wichtigkeit des Konferenzthe-
mas angesichts einer sich rasch 
ändernden politischen und me-
dialen Landschaft. Egli betonte 
die Notwendigkeit eines engen 
Austauschs zwischen Wissen-
schaft und Politik, um die Parti-
zipation zu stärken.

Geschichtsprofessor fragt 
nach Ende der Demokratie

Keynote-Sprecher Heribert 
Prantl, Journalist, Buchautor 
und politischer Kommentator, 
hob die Pressefreiheit als demo-
kratische Errungenschaft und 
die Funktion der Medien als 

zentrale Institution zur Schaf-
fung von gesellschaftlichem 
Vertrauen hervor. Welche Fol-
gen der Verlust dieses Vertrau-
ens haben kann, beschrieb Lea 
Frühwirth, Senior Researcher 
am Center für Monitoring, Ana-
lyse und Strategie, in ihrem an-
schliessenden Vortrag über ver-
schwörungstheoretische Milieus 
nach der Corona-Pandemie.

Geschichtsprofessor Jakob 
Tanner näherte sich dem Thema 
aus historischer Perspektive und 
stellte die Frage nach dem Ende 
der Demokratie. Trotz Reform-
bedarf diagnostizierte er der 
Demokratie das Potenzial, auch 
in Zukunft Orientierungspunkt 
des politischen Zusammenle-
bens zu bleiben. In einer 
Podiumsdiskussion und mehre-
ren Workshops wurden die auf-
geworfenen Fragen vertieft, wo-
bei der Vergleich zwischen der 
Schweiz und Deutschland the-
matisiert wurde.

Die Konferenzteilnehmen-
den waren sich einig, dass die 
Digitalisierung und die stark 
veränderte Mediennutzung 
neue Herausforderungen für 
Medien und Politik mit sich 
bringt. Davon seien der Lokal-
journalismus und die Öffentlich-
keitsarbeit von Städten, Ge-
meinden und Kantonen stark 
betroffen, wie Sven Altermatt, 
Co-Chefredaktor der Solothur-
ner Zeitung, und Sabine Külsch-
bach, Leiterin des Amts für Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit der 
Stadt Reutlingen, im Rahmen 
des Podiums bestätigten.

Am zweiten Konferenztag 
standen die Themen Vertrauen 
in die politischen Institutionen 
und Partizipation im Mittel-
punkt. In seinem Grusswort ver-

glich Grossratspräsident Lukas 
Pfisterer die Demokratie mit 
einem Haus, das ständig reno-
viert und instandgehalten wer-
den müsse. Im anschliessenden 
Referat widmete sich Frank 
Brettschneider, Professor für 
Kommunikationswissenschaf-
ten an der Universität Hohen-
heim, dem Thema Bürgerbetei-
ligung und Massenmedien.

Dieth: Überzeugungsarbeit 
für EU-Schweiz-Gespräche

Jasmin Odermatt, Programmlei-
terin «Smart City» der Stadt Aa-
rau, berichtete aus der Praxis 
über neue Formen der politi-
schen Partizipation am Beispiel 
des Projekts «Stadtidee», das 
Ideen von Einwohnerinnen und 

Einwohnern über ein partizipa-
tives Budget finanziert und rea-
lisiert. In den abschliessenden 
Workshops wurden dann mög-
liche Antworten auf die in den 
Referaten aufgeworfenen Fra-
gen ausgelotet.

Die Politik von morgen war 
denn auch das Thema der 
Schlussreferate von Landstatt-
halter Markus Dieth und Staats-
rätin Barbara Bosch. Dass Poli-
tik Mittel und Wege finden 
muss, Entscheide verständli-
cher zu kommunizieren, Medien 
auch in Zukunft eine zentrale 
Rolle in der Einordnung spielen 
müssen und sich Investitionen 
in die jungen Generationen in 
Zukunft auszahlen werden, wa-
ren zentrale Erkenntnisse.

Beide waren sich auch ei-
nig, dass dem Aargau und Ba-
den-Württemberg bei der Ge-
staltung dieser Entwicklungen 
eine zentrale Rolle zukommt. 
Markus Dieth verwies als Prä-
sident der Konferenz der Kan-
tonsregierungen in diesem Zu-
sammenhang auch auf die an-
stehenden Verhandlungen 
zwischen der Schweiz und der 
Europäischen Union: «Es wird 
in den nächsten Monaten viel 
Überzeugungsarbeit brauchen, 
in der Schweiz aber auch in der 
Europäischen Union. Lassen 
Sie uns gemeinsam daran 
arbeiten – beginnend hier in 
Reutlingen und dann in Aarau, 
in Stuttgart, in Bern und in 
Brüssel.» (az)

Regierungsrat Dieter Egli bei seiner Begrüssungsrede. Bild: zvg
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